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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
18. Wahlperiode

Drucksache 18 / 541

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU vom 29. Juni 2012

Auswirkungen finanzwirksamer Maßnahmen des Bundes der Jahre 2007 bis 2013
auf die öffentlichen Haushalte, die Wirtschaftskraft und die Lebensqualität im Land
Bremen bis zum Jahr 2015

Das Land Bremen und seine beiden Kommunen Bremen und Bremerhaven befinden
sich auf einem fiskalischen Konsolidierungsweg, um die Haushalte nachhaltig struk-
turell zu sanieren und perspektivisch ab 2020 die Schuldenbremse einhalten zu kön-
nen.

Durch eine Vielzahl laufender und maßnahmenbezogener Unterstützungszahlungen
erhöht der Bund die Einnahmebasis des Landes Bremen sowie der Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven. Er übernimmt Kosten, die zuvor vom Land oder den Kom-
munen erbracht wurden oder die ansonsten vom Land oder den Kommunen erbracht
werden müssten, und beteiligt sich an Infrastrukturmaßnahmen und Investitionen,
die die Wirtschaftskraft und damit die Einnahmebasis, die Lebensqualität und den
sozialen Zusammenhalt im Land Bremen stärken.

Durch die Einigung im Vorfeld der Abstimmung des Bundestages und Bundesrates
zum Fiskalpakt und dem Gesetz zum ESM-Rettungsschirm wurde den Ländern sei-
tens des Bundes zugesichert, dass dieser mögliche Strafzahlungen bei zu hoher Ver-
schuldung von Länder und Kommunen an die EU übernimmt. Weiter wurden eine
finanzielle Unterstützung beim Ausbau und Betrieb von Kindertagesstätten und eine
finanzielle Beteiligung an der Wiedereingliederungshilfe für Schwerbehinderte durch
den Bund zugesichert. Dies führt perspektivisch zu einer erheblichen Entlastung der
Länderhaushalte.

Wir fragen den Senat:

1. Welche laufenden jährlichen Zahlungen (z. B. Länderfinanzausgleich, Bundes-
ergänzungszuweisungen inklusive Sonder-Bundesergänzungszuweisungen,
Konsolidierungshilfen) leisteten der Bund und die anderen Länder an die Haus-
halte des Landes Bremen und der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
im Zeitraum 2007 bis 2011 und leisten sie perspektivisch bis zum Jahre 2015?
Welche gesetzgeberischen Maßnahmen führten bzw. führen hier zu einer Ver-
änderung der Einnahmebasis?

2. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen der Wirtschaftsförderung im Land
Bremen (z. B. Konjunkturpaket II, Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regi-
onalen Wirtschaftsstruktur, Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küsten-
schutz, Modellregionen für Elektromobilität) stellte der Bund im Zeitraum 2007
bis 2011 und stellt er perspektivisch bis zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte
nach für das Land Bremen und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
haushaltsrelevanten sowie nach nicht haushaltsrelevanten Maßnahmen diffe-
renzieren)? Welche gesetzgeberischen Maßnahmen und förderpolitischen Ent-
scheidungen führten bzw. führen hier zu Veränderungen? Wie hoch schätzt der
Senat die Mehreinnahmen für das Land Bremen und die Stadtgemeinden Bre-
men und Bremerhaven aufgrund des wirtschaftskraftstärkenden Effekts der För-
dermaßnahmen ein?

3. Welche jährlichen Finanzmittel für Infrastrukturinvestitionen im Land Bremen
bzw. mit direktem Bezug zum Land Bremen (z. B. Vertiefung der Außen- und
Unterweser, Bau des Hafentunnels Cherbourger Straße, Ringschluss der Stadt-
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autobahn A 281) stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er per-
spektivisch bis zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bremen
und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten sowie
nach nicht haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche gesetzge-
berischen Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw. füh-
ren hier zu Veränderungen? Wie hoch schätzt der Senat die steuerlichen Mehr-
einnahmen aufgrund des wirtschaftskraftstärkenden Effekts der Investitionen
für das Land Bremen und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ein?

4. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen im Bereich Bildung und Wis-
senschaft im Land Bremen (z. B. Ganztagsschulausbau, Hochschulbaumaßnah-
men, Hochschulpakt, Zuschüsse für Forschungsinstitute, Finanzierung von For-
schungsvorhaben) stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er per-
spektivisch bis zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bremen
und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten sowie
nach nicht haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche gesetzgebe-
rischen Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw. führen
hier zu Veränderungen?

5. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen im Bereich Jugend und Sozia-
les im Land Bremen (z. B. Bundesanteil an Kosten der Unterkunft, Bildungs- und
Teilhabepaket, Ausbau der U3-Betreuung, Sprachförderung in Schwerpunkt-
Kitas) stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er perspektivisch bis
zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bremen und die Stadt-
gemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten sowie nach nicht
haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche gesetzgeberischen
Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw. führen hier zu
Veränderungen?

6. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen im Bereich Umwelt, Bau und
Verkehr im Land Bremen (z. B. Städtebauförderung, Programm Soziale Stadt,
Wohngeld, Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, Finanzierung des ÖPNV)
stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er perspektivisch bis zum
Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bremen und die Stadt-
gemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten sowie nach nicht
haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche gesetzgeberischen
Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw. führen hier zu
Veränderungen?

7. Welche jährlichen Finanzmittel für Kultureinrichtungen (z. B. Erweiterungsbau
des Deutschen Auswandererhauses, Neubau der Kunsthalle, Stiftung Deutsches
Schiffahrtsmuseum) und Maßnahmen des Denkmalschutzes (z. B. Silberwaren-
manufaktur Koch & Bergfeld, Schloss Morgenstern) im Land Bremen stellte der
Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er perspektivisch bis zum Jahre 2015
zur Verfügung? Welche förderpolitischen Entscheidungen lagen bzw. liegen dem
jeweils zugrunde?

Gabriela Piontkowski, Jörg Kastendiek, Paul Bödeker, Susanne Grobien,
Claas Rohmeyer, Sandra Ahrens, Frank Imhoff, Heiko Strohmann,
Dr. Rita Mohr-Lüllmann, Thomas Röwekamp und Fraktion der CDU

D a z u

Antwort des Senats vom 14. August 2012

Vorbemerkung

Im Zentrum des kooperativen Föderalismus in der Bundesrepublik Deutschland ste-
hen Beziehungen zwischen den staatlichen Ebenen, die die gegenseitige Unterstüt-
zung bei der Aufgabenerfüllung zum Ziel haben. Die einzelnen Aufgaben beruhen
auf den unterschiedlichsten gesetzlichen Grundlagen. Neben Bundesgesetzen, die
auf der Länder- und Gemeindeebene nur vollzogen werden, bis zu konkreten Förde-
rungen ist die Bandbreite sehr vielfältig.

„Insgesamt haben sich die Gesetzgebungszuständigkeiten in der Staatspraxis weit-
gehend auf den Bund verlagert. Grund hierfür ist vor allem die umfangreiche Inan-
spruchnahme des weitreichenden Katalogs der konkurrierenden Gesetzgebungs-
kompetenzen des Bundes. Der Bundesgesetzgeber hat hier in der Vergangenheit (. . .)
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wesentliche Regelungsmaterien zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im
gesamtstaatlichen Interesse und der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse im Bun-
desgebiet an sich gezogen.“ (siehe BMF: Bund/Länder-Finanzbeziehungen auf der
Grundlage der Finanzverfassung, 2011, Seite 7)

Leistungen des Bundes an Bremen sind daher die Folge von verfassungsrechtlichen
sowie einfachgesetzlichen Regelungen und unterliegen dem Gleichbehandlungsge-
bot.

Der Vielfältigkeit der Leistungen kann man mit einer simplen Addition der einzelnen
Zahlungsströme nicht gerecht werden. Die Darstellung der Antworten zu den einzel-
nen Fragen der Kleinen Anfrage versucht, dies angemessen zu berücksichtigen.

Es ist zu beachten, dass nicht nur Finanzströme vom Bund an das Land Bremen,
sondern auch aus dem Land Bremen an den Bund fließen. Ein nicht zu vernachlässi-
gender Teil des Steueraufkommens des Bundes wird auch im Land Bremen gene-
riert und an den Bund abgeführt.

Im Jahr 2011 betrug das Gesamtaufkommen der Gemeinschaftssteuern im Land Bre-
men 3,715 Mrd. ‡. Hiervon stand dem Bund nach den geltenden Steuerverteilungs-
regelungen ein Betrag in Höhe von 1,758 Mrd. ‡ zu (47,3 % des Gesamtaufkommens
im Land Bremen). Zudem erhält der Bund Zahlungen aus dem Aufkommen der Bun-
dessteuern im Land Bremen, wie z. B. der Mineralölsteuer sowie auch aus der Ge-
werbesteuerumlage der bremischen Gemeinden.

Diese Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern sind unmittelbare Folge des
föderalen Staatsaufbaus.

1. Welche laufenden jährlichen Zahlungen (z. B. Länderfinanzausgleich, Bundes-
ergänzungszuweisungen  inklusive  Sonder-Bundesergänzungszuweisungen,
Konsolidierungshilfen) leisteten der Bund und die anderen Länder an die Haus-
halte des Landes Bremen und der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
im Zeitraum 2007 bis 2011 und leisten sie perspektivisch bis zum Jahre 2015?
Welche gesetzgeberischen Maßnahmen führten bzw. führen hier zu einer Ver-
änderung der Einnahmebasis?

Der Stadtstaat Bremen hat die in den nachfolgenden Tabellen ausgewiesenen
Beträge in Form von Zuweisungen im Länderfinanzausgleich, Bundesergän-
zungszuweisungen zur ergänzenden Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs
(inklusive Bundesergänzungszuweisungen wegen überdurchschnittlich hoher
Kosten politischer Führung) und Konsolidierungshilfen in den Jahren 2007 bis
2011 erhalten bzw. wird die entsprechend ausgewiesenen Beträge laut Ver-
anschlagung der bremischen Haushalte (2012/2013) bzw. laut Finanzplanung in
den Jahren 2014 bis 2015 voraussichtlich erhalten.

Länderfinanzausgleich in Mio. ‡

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

416 559 467 370 508 522 546 569 593

Bundesergänzungszuweisungen in Mio. ‡

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

214 232 200 203 228 234 242 249 257

Konsolidierungshilfen in Mio. ‡

2011 2012 2013 2014 2015

200 300 300 300 300

Darunter Weiterleitung an
Stadtgemeinde Bremen 99,8 149,7 149,7 149,7 149,7

Stadtgemeinde
Bremerhaven 20,7 31,1 31,1 31,1 31,1
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Vom Bund aufgrund mautrechtlicher Vorschriften in Mio. ‡

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

0,35 1,05 1,05 0 0 0 0 0 0

Zuweisungen vom Bund zum Ausgleich der weggefallenen Einnahmen
aus der Kfz-Steuer und der Lkw-Maut in Mio. ‡

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

0 0 28,2 55,5 55.5 55,5 55,5 55,5 55,5

Veränderungen haben sich in dem Zeitraum durch die Gesetzgebung infolge
der Verhandlungen im Rahmen der Föderalismuskommission II ergeben. Um
die durch die Einführung der „Schuldenbremse“ erforderlichen enormen Konso-
lidierungserfordernisse einiger finanzschwacher Länder zu unterstützen, haben
Bund und Länder im Rahmen des Artikel 3 des Begleitgesetzes zur zweiten Fö-
deralismusreform der Gewährung von Konsolidierungshilfen zugestimmt. Die-
se von Bund und Ländern gemeinsam finanzierten Hilfen sind an den vollstän-
digen Abbau des strukturellen Finanzierungsdefizits bis 2020 gekoppelt und
werden letztmalig 2019 ausgezahlt.

2. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen der Wirtschaftsförderung im Land
Bremen (z. B. Konjunkturpaket II, Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur, Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küsten-
schutz, Modellregionen für Elektromobilität) stellte der Bund im Zeitraum 2007
bis 2011 und stellt er perspektivisch bis zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte
nach für das Land Bremen und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
haushaltsrelevanten sowie nach nicht haushaltsrelevanten Maßnahmen diffe-
renzieren)? Welche gesetzgeberischen Maßnahmen und förderpolitischen Ent-
scheidungen führten bzw. führen hier zu Veränderungen? Wie hoch schätzt der
Senat die Mehreinnahmen für das Land Bremen und die Stadtgemeinden Bre-
men und Bremerhaven aufgrund des wirtschaftskraftstärkenden Effekts der För-
dermaßnahmen ein?

3. Welche jährlichen Finanzmittel für Infrastrukturinvestitionen im Land Bremen
bzw. mit direktem Bezug zum Land Bremen (z. B. Vertiefung der Außen- und
Unterweser, Bau des Hafentunnels Cherbourger Straße, Ringschluss der Stadt-
autobahn A 281) stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er per-
spektivisch bis zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bremen
und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten sowie
nach nicht haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche gesetzge-
berischen Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw. füh-
ren hier zu Veränderungen? Wie hoch schätzt der Senat die steuerlichen Mehr-
einnahmen aufgrund des wirtschaftskraftstärkenden Effekts der Investitionen
für das Land Bremen und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ein?

Die Fragen 2 und 3 werden zusammenhängend beantwortet.

Die Aufteilung der Finanzmittel für Wirtschafts- und Infrastrukturmaßnahmen
auf die Jahre von 2007 bis 2015 ist in der Anlage 1 dargestellt.

In den Fragen 2 und 3 wird jeweils nach Mehreinnahmen aufgrund des wirt-
schaftskraftstärkenden Effektes der Fördermaßnahme bzw. der Investitionen
gefragt. In der Beantwortung wird darauf abgestellt, dass damit fiskalische Ef-
fekte nach bundesstaatlichem Finanzausgleich gemeint sind, die allerdings nicht
immer auf die beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven aufschlüssel-
bar sind. Handelt es sich um Arbeitsplatzzahlen, können auch diese mit geeig-
neten Kennzahlen in fiskalische Effekte umgerechnet werden. Mithilfe einer
regionalisierten Input-Output-Tabelle, die im Rahmen der Evaluierung des
Investitionssonderprogramms vorgelegt wurde, ist beispielsweise zu errechnen,
dass im Bereich des Hoch- und Tiefbaus pro 1 Mio. ‡ zusätzlicher Endnachfrage
durch direkte, indirekte und induzierte Beschäftigungseffekte etwa zehn Ar-
beitsplätze für ein Jahr geschaffen bzw. gesichert werden, von denen zwischen
sieben und acht Arbeitsplätze direkte Folge des generierten Umsatzes darstel-
len. Unter Zugrundelegung von 881 ‡ pro Arbeitsplatz und Jahr nach Länder-
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finanzausgleich (Stand: Mai-Steuerschätzung 2011) können fiskalische Effekte
gerechnet werden.

Für das Konjunkturpaket II (KP II) lässt sich ableiten, dass unter der aus der
Struktur der Maßnahmen ableitbaren Annahme, dass rd. 91 Mio. ‡ der im Land
Bremen verausgabten KP-II-Mittel Umsätze im Hoch- und Tiefbaubereich schaf-
fen, dies einem Effekt von über 900 gesicherten Arbeitsplätzen bzw. – bezogen
auf eine Laufzeit des Konjunkturprogramms von etwa 2,5 Jahren – rd. 360 Ar-
beitsplätze für ein Jahr allein in diesem Unternehmensbereich entspricht. Auf-
grund der regionalen Verteilung der Aufträge ist davon auszugehen, dass knapp
die Hälfte dieser Arbeitsplatzwirkungen in Bremen und Bremerhaven selbst und
etwa drei Viertel der Effekte in der Region (Bremen und Bremerhaven einschließ-
lich des jeweiligen Umlandes) zu verzeichnen sind. Über ähnliche Modellrech-
nungen kann u. a. geschlossen werden, dass im Rahmen der KP-II-Maßnahmen
z. B. durch den Erwerb von Feuerwehrfahrzeugen neun Arbeitsplätze für ein
Jahr gesichert wurden. Festzustellen ist in diesem Zusammenhang, dass im Land
Bremen die Investitionen des KP II in vollem Umfang zusätzlich verausgabt wer-
den. Eine Kompensation der laufenden Investitionsausgaben der Haushalte durch
KP-II-Mittel findet nicht statt. Die vorläufig ermittelten und ausgewiesenen
Beschäftigungsdaten stellen damit tatsächlich zusätzliche Arbeitsplatzeffekte dar.
Die Hälfte der 360 Arbeitsplätze pro Jahr entsprechen fiskalischen Effekten in
Höhe von rd. 159 T‡ pro Jahr bzw. fast 400 T‡ für die gesamte Programm-
periode (2,5 Jahre).

In der Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur
(GA) werden ab 2012 jährlich 4 Mio. ‡ veranschlagt, die hälftig vom Bund kom-
men. Knapp über 30 % davon werden ab 2012 durchschnittlich in Bremerhaven
verausgabt. Da in diesem Förderzusammenhang nicht nur Hoch- und Tiefbau-
projekte betroffen sind, ist die Anwendung der oben angegebenen Kennzahlen
etwas ungenau. Für die Stadtgemeinde Bremen können anteilige fiskalische
Effekte von rund 2,8 Mio. ‡ (≅ 28 AP * 881 ‡ ≅  25 T‡) pro Jahr und für die
Stadtgemeinde Bremerhaven von anteilig rund 11 T‡ pro Jahr erreicht werden.
Im Zeitraum 2007 bis 2011 wurden für den gesamten Zeitraum einschließlich
Landesmittel rund 33,6 Mio. ‡ verausgabt. Im Jahresdurchschnitt entspricht dies
rund 6,73 Mio. ‡ entsprechend rund 59 T‡ pro Jahr, umgerechnet in fiskalische
Effekte.

Bei der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) sind die
fiskalischen Effekte zweigeteilt. Für die Entwicklung ländlicher Räume (Agrar-
struktur) sind die Ausgaben an Niedersachsen höher als die Einnahmen vom
Bund, sodass diese Wirkungen in Niedersachsen zu verorten sind. Beim Küsten-
schutz sind im Haushalt des SUBV ab 2012 7 Mio. ‡ p. a. veranschlagt. Unter
Zugrundelegung der oben angegebenen Kennzahl, dass pro einer Million ‡
zusätzlicher Endnachfrage rund zehn Arbeitsplätze gesichert werden, kann in
diesem Zusammenhang von 70 Arbeitsplätzen pro Jahr ausgegangen werden,
was fiskalischen Effekten von rund 62 T‡ pro Jahr entspricht. Im Zeitraum 2007
bis 2011 sind im Durchschnitt 6 Mio. ‡ pro Jahr verausgabt worden und somit
hinsichtlich der fiskalischen Wirkungen sechs Siebtel von 62 T‡ angefallen, was
53 T‡ entspricht.

Mobilität und Verkehr sind wichtige Themen für den ländlichen Raum in und
um die Region Bremen/Oldenburg. Ziel des Projektes ist die Weiterentwicklung
der Elektromobilität in dieser Region mit den Schwerpunkten: Angewandte Elek-
tromobilität, Technologiekonzepte und Mobilitätseffekte. Dabei wirken öffent-
liche und nicht öffentliche Partner und Forschungsinstitute aus Bremen und dem
niedersächsischen Umland zusammen. Eine Zuordnung von fiskalischen Wir-
kungen auf Bremen ist dadurch nicht möglich.

Die Wertigkeit von Verkehrsinfrastrukturinvestitionen wurde bislang selten aus
dem Blickwinkel der regionalen Wirksamkeit, hinsichtlich der Einwohner- und
Beschäftigungseffekte, betrachtet, da überregionale Verkehrsinfrastruktur (Au-
tobahnen, Schienen, Wasserwege etc.) gerade überregional wirken. Somit ist
eine genaue und direkte Ableitung der durch Verkehrsinfrastrukturinvestitionen
ausgelösten regionalwirtschaftlichen Effekte, in Form absoluter Einwohner- und
Beschäftigtenzuwächse aufgrund der spezifischen Bewertungsproblematik im
Verkehrsbereich nach wissenschaftlichen Erkenntnissen nicht durchzuführen.
Es wirken vielfältige Komplementär- und Rückkopplungseffekte, die eine regi-
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onale Kosten-Nutzen-Bilanz hinsichtlich Einwohner und Beschäftigungseffekten
nicht belastbar errechnen lassen.

Der Bund weist in seinem Haushaltsentwurf 2013 Gesamtausgaben (mehrjäh-
rige Maßnahmen über das Jahr 2014 hinaus) einen Betrag von 28,3 Mio. ‡ für
die Fahrrinnenanpassungen der Außenweser und 18,5 Mio. ‡ für die Fahrrin-
nenanpassung der Unterweser aus. Die Zuständigkeit für die Unterhaltung der
Bundeswasserstraßen liegt beim Bund. Diese Beträge fließen nicht den Bremer
Haushalten zu.

Verkehrsinvestitionen haben jedoch in vielfältiger Weise einen indirekten Ein-
fluss auf die für das Land Bremen bedeutsamen regionalen Kenngrößen Ein-
wohner- und Beschäftigtenentwicklung. Qualitativ lassen sich Wirkungszusam-
menhänge beschreiben: Dazu gehören Auswirkungen auf die Lärmemissionen
und die Luftqualität, die Zeit- und Reisekostenbilanz der Wirtschaft und von
Privatpersonen, den Energieverbrauch und Zeitaufwand, die Erschließung neuer
Wohn- und Gewerbeflächen oder die Verbesserung der bestehenden Erschlie-
ßungsqualität von Grundstücken und die Verbesserung der Gestaltung und Wahr-
nehmung des Straßenraumes sowie die Erhöhung der Aufenthaltsqualität vor
Ort.

4. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen im Bereich Bildung und Wis-
senschaft im Land Bremen (z. B. Ganztagsschulausbau, Hochschulbaumaßnah-
men, Hochschulpakt, Zuschüsse für Forschungsinstitute, Finanzierung von
Forschungsvorhaben) stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er
perspektivisch bis zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bre-
men und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten
sowie nach nicht haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche ge-
setzgeberischen Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw.
führen hier zu Veränderungen?

Die Aufteilung der Zuflüsse von Bundesmitteln im Bildungs- und Wissenschafts-
bereich auf die Jahre von 2007 bis 2015 sowie gegebenenfalls die Differenzie-
rung nach staatlichen Ebenen bzw. Institutionen ist in der Anlage 2 dargestellt.

Der Bund stellt nach Beendigung der Gemeinschaftsaufgabe „Bildungsplanung“
und „Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich der Hochschul-
kliniken“ zum 31. Dezember 2006 jährlich Festbeträge nach Artikel 143c GG
zweckgebunden für die bisherigen Aufgabenbereiche der Gemeinschaftsauf-
gaben zur Verfügung. Davon entfallen auf Bremen Beträge in Höhe von 661 T‡
für die Bildungsplanung bzw. 12 843 T‡ für den Ausbau und Neubau von Hoch-
schulen. Diese Kompensationszahlungen durch den Bund sind bis zum 31. De-
zember 2019 befristet.

In Artikel 143c Abs. 3 GG ist ferner vorgesehen, dass der Bund und die Länder
bis Ende 2013 überprüfen, in welcher Höhe die den Ländern nach Absatz 1
zugewiesenen Finanzierungsmittel zur Aufgabenerfüllung der Länder noch an-
gemessen und erforderlich sind. Die Einigung ist dann per Bundesgesetz noch
umzusetzen.

Darüber hinaus stellt der Bund nach Artikel 91b GG Mittel für die Förderung
von Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich Großgeräten bereit. Der
Einsatz dieser Mittel ist in einem Verwaltungsabkommen zwischen dem Bund
und den Ländern geregelt. Im Rahmen dieser Vereinbarung können die Länder
kontinuierlich Forschungsvorhaben planen und Aufträge für Forschungsbauten
stellen. Bremen hat bisher einen Forschungsbau über diesen Weg finanzieren
können.

Aus dem Bundesprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ hat Bremen zeit-
lich befristet bis 2007 Mittel für den Ausbau von Ganztagsschulen erhalten.

Nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) werden die Leistun-
gen zu 65 % vom Bund und zu 35 % von den Ländern finanziert. Im Rahmen von
Gesetzesnovellen werden die Leistungen regelmäßig angepasst. Diese haben
dann entsprechende Auswirkungen auf die Einnahmen vom Bund bzw. den not-
wendigen Komplementärmitteln des Landes. Zurzeit ist nicht bekannt, wann
die nächste Gesetzesnovelle verabschiedet werden wird.
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In der Anlage 2 sind weiterhin die auf der Grundlage der Forschungsförderung
und des Hochschulpaktes geleisteten direkten Bundeszuschüsse enthalten. Eine
Ausnahme bildet hier lediglich die Programmpauschale (siehe Erläuterung zum
Hochschulpakt), da diese vom Bund zu 100 % über die DFG an die Hochschulen
geleitetet werden. Andere Zuschüsse (z. B. vom DAAD), bei denen der Anteil
des Bundes nicht eindeutig zu beziffern ist, wurden nicht eingerechnet.

Bei Forschungsprojekten können Zahlen für die Jahre ab 2012 nicht seriös ge-
bildet werden, weil diese sich je nach Antrags- und Bewilligungslage stark ver-
ändern können. Es liegen aber keine Erkenntnisse vor, dass diese Einnahmen
sich wesentlich verringern werden. Darüber hinaus fließen den Institutionen (z. B.
durch dezentral gestellte Anträge) Zuwendungen zu, die die bremischen Haus-
halte nicht durchlaufen.

Der Qualitätspakt Lehre wurde gesondert ausgewiesen, da hier auch für die
kommenden Jahre gesicherte Zuflüsse bestehen.

5. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen im Bereich Jugend und Sozia-
les im Land Bremen (z. B. Bundesanteil an Kosten der Unterkunft, Bildungs- und
Teilhabepaket, Ausbau der U3-Betreuung, Sprachförderung in Schwerpunkt-
Kitas) stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er perspektivisch bis
zum Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bremen und die Stadt-
gemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten sowie nach nicht
haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche gesetzgeberischen
Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw. führen hier zu
Veränderungen?

Die Aufteilung der Sozialleistungen des Bundes auf die Jahre von 2007 bis 2015
sowie gegebenenfalls die Differenzierung nach staatlichen Ebenen ist in der
Anlage 3 dargestellt.

Die Übernahme eines Teils der Kosten der Unterkunft und Heizung nach § 46 in
Verbindung mit § 22 SGB II ist im Jahr 2004 im Rahmen der Verhandlungen um
das SGB II zwischen Bund und Ländern im Vermittlungsausschuss vereinbart
und in der Zwischenzeit mehrfach modifiziert worden. Die Finanzierung aus
Bundesmitteln ist dabei ein Reflex auf die vorhergegangene Kostentragungs-
struktur und stellt keine „Förderungsentscheidung“dar.

Die Kosten für die Maßnahmen des Bíldungs- und Teilhabepakets in § 28 SGB II
werden auch über § 46 SGB II geregelt und die Regelung stellt ebenfalls eine
Verständigung zwischen Bund und Ländern im Rahmen der gesetzgeberischen
Maßnahmen in der Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 9. Februar 2010 in Sachen Regelleistungen (insbesondere für Kinder)
dar.

Die Übernahme zunächst eines Anteils der Kosten der Grundsicherung nach
Kapitel 4 des SGB XII (Regelung in § 46 a SGB XII) stellt die Umsetzung einer
Vereinbarung im Rahmen der Gemeindefinanzkommission dar. Auch hier han-
delt es sich nicht um Unterstützungszahlungen des Bundes, die den bremischen
Haushalt entlasten, sondern um die Beteiligung des Bundes zur Erfüllung von
Rechtsansprüchen aufgrund bundesgesetzlicher Regelungen. In den Haushal-
ten ab 2013 plant Bremen weiter mit einer Beteiligung des Bundes von 45 % der
Kosten des Vorvorjahres. Der in der Sitzung des Bundesrates am 25. Februar
2011 zu Protokoll gegebene Bericht über das Ergebnis der Einigung im Vermitt-
lungsausschuss enthält in Ziffer 4 eine Zusage, nach der der Bund die Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung bis 2014 in drei Stufen (2012:
45 %, 2013: 75 %, 2014: 100 %) übernimmt. Die Erstattung der Kosten soll aller-
dings auf der Basis der Kosten des Vorvorjahres erfolgen, die aufgrund des Kosten-
anstiegs regelmäßig niedriger sind als die Kosten des laufenden Jahres. Im Zu-
sammenhang mit den Beratungen des Bundesrates am 29. Juni 2012 zum Fiskal-
pakt hat der Bund zugesagt, die Kosten nunmehr auf Basis des jeweiligen Jah-
res zu erstatten. Die Zusagen des Bundes sind bisher noch nicht gesetzgeberisch
umgesetzt worden und deshalb im Haushalt 2013 und in der Finanzplanung
noch nicht berücksichtigt.

6. Welche jährlichen Finanzmittel für Maßnahmen im Bereich Umwelt, Bau und
Verkehr im Land Bremen (z. B. Städtebauförderung, Programm Soziale Stadt,
Wohngeld, Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, Finanzierung des ÖPNV)
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stellte der Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er perspektivisch bis zum
Jahre 2015 zur Verfügung (bitte nach für das Land Bremen und die Stadt-
gemeinden Bremen und Bremerhaven haushaltsrelevanten sowie nach nicht
haushaltsrelevanten Maßnahmen differenzieren)? Welche gesetzgeberischen
Maßnahmen und förderpolitischen Entscheidungen führten bzw. führen hier zu
Veränderungen?

Die Aufteilung für Infrastrukturmaßnahmen in den Bereichen Umwelt, Bau und
Verkehr auf die Jahre von 2007 bis 2015 sowie gegebenenfalls die Differenzie-
rung nach staatlichen Ebenen ist in der Anlage 4 dargestellt.

Zur  Förderung  städtebaulicher  Gesamtmaßnahmen  im  Bereich  Städtebau-
förderung/Soziale Stadt stellt der Bund auf der Grundlage von Artikel 104b des
Grundgesetzes den Ländern im Rahmen der jährlich zwischen dem Bund und
den Ländern abzuschließenden Verwaltungsvereinbarung Finanzhilfen zur Ver-
fügung.

Im Juni 2010 beabsichtigte der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung  unter  dem  Aspekt  der  Haushaltskonsolidierung  eine  Kürzung
der im Haushalt 2011 veranschlagten Städtebauförderungsmittel in Höhe von
610 Mio. ‡ auf 305 Mio. ‡. Diese Halbierung der Städtebauförderungsmittel
konnte, auch wegen des massiven Protestes der Länder, Gemeinden und kom-
munalen Spitzenverbänden, abgewendet werden. Die vom Ausschuss für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung des Deutschen Bundestages dem Parlament
empfohlene Kürzung auf 455 Mio. ‡ (Verpflichtungsrahmen = rd. 535 Mio. ‡)
war jedoch nicht zu verhindern. Für das Programm „Soziale Stadt – Investitio-
nen im Quartier“ bedeutete dies eine überproportionale Kürzung um rd. 70 %.

Für 2012 hat der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung den
Ländern mit der gleichen Begründung mitgeteilt, dass er die veranschlagten
Städtebauförderungsmittel um weitere 45 Mio. ‡ reduzieren und den Ländern
lediglich noch 410 Mio. ‡ zur Verfügung stellen wird.

Diese weitere Kürzung konnte insoweit abgewendet werden, dass in der Berei-
nigungssitzung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages beschlos-
sen wurde, die Mittel auf dem Niveau des Jahres 2011 in Höhe von 455 Mio. ‡
den Ländern zur Verfügung zu stellen. Nach massiven Protesten der Länder im
Programm „Soziale Stadt – Investitionen im Quartier“ konnte gegenüber dem
Jahr 2011 für 2012 eine Anhebung von 28,52 Mio. ‡ auf 40 Mio. ‡ erreicht wer-
den.

Die Bereitstellung der Bundesfinanzhilfen erfolgt in allen Programmbereichen
in jeweils fünf Kassenraten in unterschiedlicher Höhe und nicht nach dem in der
jeweiligen Verwaltungsvereinbarung festgelegten Verpflichtungsrahmen. Inso-
weit wirken sich Kürzungen des Verpflichtungsrahmens erst in den folgenden
Jahren über die gekürzten Kassenmittel aus.

Im Bereich des Wohngeldes ist zum 1. Januar 2009 die sogenannte große
Wohngeldnovelle in Kraft getreten. Sie umfasste folgende Komponenten, die zu
einer erheblichen Leistungserhöhung geführt haben:

• Die Einführung einer Heizkostenkomponente,

• den Wegfall der Baualtersklassen unter Zusammenfassung der Höchstbe-
träge auf dem Niveau der höchsten Baualtersklasse

• sowie eine allgemeine Erhöhung.

Dies führte zu einer Steigerung der Empfängerhaushalte von rd. 5 300 in 2008
auf rd. 8 500 in 2010 und der Wohngeldeinnahmen vom Bund (50 % der Ausga-
ben) von 2,99 Mio. ‡ in 2008 auf 7,79 Mio. ‡ in 2010.

Die Verringerung der Wohngeldhaushalte auf rd. 7 800 im Dezember 2011 so-
wie der Einnahmen vom Bund auf 6,88 Mio. ‡ in 2011 ist jedoch auf die Strei-
chung der erst 2009 eingeführten Heizkostenkomponente zum 1. Januar 2011
zurückzuführen.

Die Föderalismusreform hatte erhebliche Auswirkungen auf die Wohnraumförde-
rung. Mit der Reform ist die Wohnraumförderung aus dem Katalog der konkur-
rierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes in Artikel 74 GG herausge-
nommen worden.
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Als logische Konsequenz dieser Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz hat
sich der Bund auch aus seiner auf Artikel 104a Abs. 4 GG beruhenden Mit-
finanzierung dieser Aufgabe zurückgezogen. Um den Wegfall der Bundesfinanz-
hilfen zu kompensieren, leistet der Bund nach dem neuen Artikel 143c GG bis
2019 Ausgleichszahlungen an die Länder, zunächst bis 2013 in Höhe von 518,2
Mio. ‡ p. a. Der Anteil, der auf die Wohnraumförderung in Bremen entfällt,
beträgt 3,138 Mio. ‡ p. a.

Der Betrag ist nach Artikel 143c Abs. 2 Nr. 2 GG von 2007 bis zum Jahr 2013 für
den bisherigen Zweck – die Wohnraumförderung – zu verwenden. Dazu gehört
auch die Abfinanzierung von Altverpflichtungen des Bundes und der Länder.
Für  die  restlichen  Jahre  besteht  nach  Artikel  143c  Abs.  3  GG  lediglich  eine
Zweckbindung für investive Maßnahmen. Die Einzelheiten sind in dem Gesetz
zur Entflechtung von Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen (EntflechtG) ge-
regelt. Die Höhe der Zahlungen von 2014 bis 2019 wird noch zwischen dem
Bund und den Ländern verhandelt. Von den Ländern wird eine Weiterzahlung
in der bisherigen Höhe angestrebt.

Bremen hat die Kompensationsmittel des Bundes bisher ausschließlich für die
Abwicklung von Altverpflichtungen eingesetzt und teilt dem Bund dies einmal
jährlich in einem Verwendungsbericht nach § 3 der Verordnung zur Durchfüh-
rung des Entflechtungsgesetzes (EntflechtGVO) mit.

Im Jahr 2009 wurde der Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ für Maßnahmen des Küs-
tenschutzes infolge des Klimawandels für den Zeitraum 2009 bis 2025 beschlos-
sen. Dies geschah nach einer gemeinsamen Aktion der fünf norddeutschen Küs-
tenländer beim Bund. Dieser Sonderrahmenplan stellt den fünf norddeutschen
Ländern jährlich 25 Mio. ‡ an Bundesmitteln zusätzlich, ausschließlich für Maß-
nahmen  des  Küstenschutzes,  zur  Verfügung.  Bremen  erhält  daraus  zusätzlich
zu den regulären Mitteln für Küstenschutz in Höhe von 1,5 Mio. ‡ weitere 5,5
Mio. ‡ an Bundesmitteln (insgesamt also 7 Mio. ‡).

Für den Verkehrsbereich sind folgende Gesetzgebungen maßgebend: das Re-
gionalisierungsgesetz (RegG), das Entflechtungsgesetz (EntflechtG) und das Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG).

Zurzeit führen die Länder Verhandlungen mit dem Bund zur Anpassung der
bisherigen finanziellen Ausgleichszahlungen. In Bezug auf die einzelnen Ge-
setzeswerke besteht folgender Sachstand:

Die Regionalisierungsmittel werden zur Sicherstellung einer ausreichenden Be-
dienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personen-
nahverkehr eingesetzt. Der Betrag ist im § 5 des RegG bis 2014 festgelegt. Die
Höhe der ab 2015 vom Bund bereitzustellenden Mittel steht noch nicht fest.
Derzeit bereiten die Länder ein Gutachten vor, das den zukünftigen Bedarf an
Regionalisierungsmitteln bestimmen soll. Anschließend findet die Abstimmung
mit dem Bund statt.

Die Mittel des Bundes für GVFG Großvorhaben (> 50 Mio. ‡) werden für Inves-
titionen > 50 Mio. ‡ zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden
eingesetzt. Die jährliche Zuweisung der Fördermittel wird in Abstimmung mit
dem tatsächlichen Bedarf der Länder durch den Bund im Bundesprogramm ko-
ordiniert und jährlich angepasst. Der Bedarf richtet sich hier nach dem geplan-
ten Baufortschritt der Maßnahme. Das Großvorhabenprogramm läuft 2019 aus –
eine Fortführung des Programms würde eine Änderung des GG (Artikel 125c)
erfordern und ist derzeit seitens des Bundes nicht geplant.

Die Förderung zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden
(GVFG Land – neu: Mittel nach dem EntflechtG ) richtet sich nach dem Entflech-
tungsgesetz. Die Fördermittelhöhe im § 3 des EntflechtG ist bis Ende 2013 fest-
geschrieben. Vom Bund und Ländern ist bis 2013 zu prüfen, in welcher Höhe die
Zahlungen bis zum Jahr 2019 weiter erfolgen sollen. Die Verhandlungen über
die Höhe der Fördermittel ab 2014 sind noch nicht abgeschlossen. Nach 2019
besteht derzeit keine Rechtsgrundlage für weitere Fördermittel. Die Auswirkun-
gen der laufenden Verhandlungen können zum jetzigen Zeitpunkt nicht kon-
kret quantifiziert werden.
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7. Welche jährlichen Finanzmittel für Kultureinrichtungen (z. B. Erweiterungsbau
des Deutschen Auswandererhauses, Neubau der Kunsthalle, Stiftung Deutsches
Schiffahrtsmuseum) und Maßnahmen des Denkmalschutzes (z. B. Silberwaren-
manufaktur Koch & Bergfeld, Schloss Morgenstern) im Land Bremen stellte der
Bund im Zeitraum 2007 bis 2011 und stellt er perspektivisch bis zum Jahre 2015
zur Verfügung? Welche förderpolitischen Entscheidungen lagen bzw. liegen dem
jeweils zugrunde?

Die Aufteilung der Zuschüsse auf die Jahre von 2007 bis 2015 ist in der Anlage 5
dargestellt.

Im Rahmen des Denkmalschutz-Sonderprogramm (DSP) soll die Sanierung von
Baudenkmälern gefördert werden, die von nationaler Bedeutung sind oder das
nationale kulturelle Erbe mitprägen. Dies sind laut DSP vor allem Denkmäler,
die Zeugnis ablegen über kulturelle, politische, geschichtliche, architektonische,
städtebauliche oder wissenschaftliche Leistungen, die zur Entwicklung oder zur
Darstellung des Gesamtstaates als Kulturnation maßgeblich beigetragen haben
oder die für die kulturelle oder historische Entwicklung einer Kulturlandschaft
von herausragender Bedeutung sind, weil erst die Vielfalt der deutschen Kultur-
landschaften das kulturelle nationale Gesamtbild des Bundes prägt.

Weitere Maßnahmen

Für das im Zusammenhang mit dem Neuen Museum Weserburg/Studienzentrum
für Künstlerpublikationen im Zusammenhang stehende Projekt „Contemporary
Art History for Tomorrow“ und der damit verbundenen Errichtung einer Online-
Forschungsdatenbank ist keine förderpolitische Entscheidung bekannt.

Der Um- und Erweiterungsbau der Kunsthalle Bremen soll der Erhaltung der
Wettbewerbsfähigkeit durch Erfüllung der Anforderungen an Sicherheit, Klima,
Beleuchtung u. ä. dienen.

Im Rahmen der Initiative „Allianz schriftliches Kulturgut erhalten“ hat das Staats-
archiv 2010 diese Mittel für die Restaurierung von schimmelkontaminierten his-
torischen Akten der Polizeidirektion Bremen erhalten.

Das Deutsche Schiffahrtsmuseum (DSM) hat derzeit einen Forschungsanteil von
85 %. Daraus ergibt sich eine gemeinsame Bund-Länder-Finanzierung gemäß
Artikel 91b GG.

Die Mittel des Bundes für den Erweiterungsbau des Deutschen Auswanderer-
hauses ergeben sich aus der Anlage 1; die Finanzierung erfolgte durch das
Wirtschaftsressort.
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